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Der Sonntag
in Freiburg

Die Geschichte der Uhr spiegelt auch gesell-
schaftliche, kulturelleundwirtschafteliche Ent-
wicklungenwider. Im Deutschen Uhrenmuseum
in Furtwangen kann man dazu auf eine Zeitreise
gehen. SEITE 3

Im DFB-Pokal hat der SC Frei-
burgmitStandardspezialistVin-
cenco Grifo (Foto) durch ein 4:0
in Babelsberg die zweite Runde
erreicht. SEITE 11

Zwei Jahre ist es her, dass die Terroristen des IS im
Nordirak ein Massaker an den Jesidenverübten.
JetztfandinFreiburgeineTrauerfeierstatt,uman
dievielen Menschen zu erinnern, die nicht ent-
kommen konnten. SEITE 4

Unfälle auf der SOMMERRODELBAHN Todtnau werfen Sicherheitsfragen auf – Betreiber weisen auf Eigenverantwortung hin und wollen ausreichend informiert haben

Nach den Unfällen auf der Som-
merrodelbahn am Todtnauer
Hasenhorn müssen sich die Be-
treiber der Frage nach der Sicher-
heit stellen. Doch sie bestehen
darauf, alles getan zu haben, was
möglich ist. „Es gibt auf der gan-
zen Strecke keine Stelle, wo man
den Vordermann nicht gut im
Blick hätte“, erklärt Isabel Braun,
Betriebsleiterin der Freizeitbe-
triebe Braun, die neben der Som-
merrodelbahn noch den Frei-
zeitpark Steinwasen in Oberried
betreiben.

Es könne also nicht plötzlich
hinter der Kurve ein langsamer
oder stehender Schlitten auftau-
chen und keine Zeit mehr zum
Bremsen bleiben. Wenn man

den Schilderungen Brauns folgt,
fällt es tatsächlich schwer zu
glauben, dass einem Besucher
die Warnung, in Kurven und vor

dem Auslaufen der Bahn recht-
zeitig zu bremsen, nicht be-
wusstwerden sollte: „Wir weisen
an der Kasse darauf hin; es gibt
einen Handzettel in verschiede-
nen Sprachen, einen Hinweis an
der Bergstation und das Personal
dort weist auch darauf hin.“

Trotzdem kam es am 3. August
zu einem Auffahrunfall im End-
bereich der knapp drei Kilome-
ter langen Bahn, bei dem drei
Kinder und ein Erwachsener ver-
letzt wurden, alle Beteiligten
mussten ins Krankenhaus. Laut
Bergwacht fuhren die Schlitten
„mit voller Wucht“ ineinander.
Wie konnte dies trotz aller Warn-
hinweise geschehen? Braun be-
stätigt, dass der letzte von insge-

samtvier Schlitten „relativ unge-
bremst“ in den dritten hineinge-
fahren sei, der wiederum wie die
ersten beiden ordnungsgemäß
gebremst habe. Das entnehme
sie den Sicherheitsbildern, die
im Endbereich der Rodelbahn
gemacht wurden. Technisches
Versagen schließt sie aus: „Wir
haben den Schlitten natürlich
kontrolliert: Er war einwandfrei.“
Tatsächlich wurde die Anlage
erst im Juni vom TÜV überprüft,
wie das Landratsamt Lörrach auf
Anfrage mitteilt.

Wenig Verständnis hat Braun
deshalb für die Fernanalyse des
TÜV Rheinland in Köln, der kürz-
lich in der Badischen Zeitung zi-
tiert wurde, man könne in den

Endbereich Magnetbremsen
einbauen und am Start Licht-
schranken oder Ampeln. Mag-
netbremsen gebe es bereits, sagt
Braun, und auf der Bergstation
entscheide ein Mitarbeiter an-
hand der Geschwindigkeit des
Vordermanns, wann der nächste
Schlitten starten dürfe. Letzt-
endlich sei auf einer Rodelbahn
deshalb viel Eigenverantwort-
lichkeit gefragt: „Wenn die Leute
erst einmal unterwegs sind, ha-
ben wir keinen Einfluss mehr auf
ihr Fahrverhalten.“

Das Mindestalter von acht Jah-
ren sei vom Hersteller der Bahn,
der Firma Josef Wiegand aus Ras-
dorf bei Fulda, vorgegeben: „Die
Erziehungsberechtigten müssen

aber entscheiden, ob ihre Kinder
in diesem Alter bereits fähig
sind, die Schlitten zu fahren. Un-
sere Mitarbeiter können das na-
türlich nicht.“ Bezeichnend fin-
det Braun in diesem Zusammen-
hang auch, dass es der Erwachse-
ne und kein Kind war, der
offensichtlich nicht rechtzeitig
gebremst habe.

Letztendlich handelt es sich
aus Brauns Sicht bei dem Unfall
um eine „unglückliche Ge-
schichte“, die man aber im Ver-
hältnis zu den 250 000 Besu-
chern im Jahr sehen müsse. Ins-
gesamt gebe es ein bis zwei Un-
fälle im Jahr. Von einem
Imageschaden wolle sie deshalb
nicht sprechen. BOB

Die Debatte um den Einsatz der BUNDESWEHR IM INNERN spaltet die große Koalition – Derweil hat das Üben dafür längst begonnen

Der Einsatz der Bundeswehr
im Innern ist neben Ver-
schleierungsverbot und
mehr Videoüberwachung
eine der zahlreichen For-
derungen der „Berliner Er-
klärung“, mit der CDU/CSU-
Innenpolitiker für mehr
Sicherheit sorgen wollen.
Das wäre ein Tabubruch.
Ein gefährlicher oder einer,
der längst fällig ist?

SIGRUN REHM

Vor einer Woche war Johannes
Fechner, Bundestagsabgeordne-
ter der SPD aus dem Kreis Em-
mendingen und rechtspoliti-
scher Sprecher seiner Partei, mit
seiner Familie in Pisa: „Da stand
ein Schützenpanzer vor dem
schiefen Turm – und aus dem
Bauch heraus haben wir uns ver-
unsichert gefühlt“, berichtet er.
Hätte es sich um Polizisten ge-
handelt, wäre das nicht der Fall
gewesen, meint er. „Ich halte gar
nichts von der Forderung, mehr
Militär im Inland einzusetzen“,
sagt Fechner und weiß sich da-
mit mit den meisten in seiner
Partei einig: „Daraus spricht ein
unangebrachtes Misstrauen ge-
genüber der hervorragenden Ar-
beit unserer Polizei“, meint er.
Außerdem würde es die Sicher-
heit im Land nicht erhöhen: „Die
Bundeswehr ist für Einsätze im
Innern gar nicht ausgebildet“, so
Fechners Einschätzung.

„Die politische Forderung, das
Militär auch im Innern einset-
zen zu können, ist alt“, sagt Wolf-
ram Wette, emeritierter Profes-
sor für Geschichtswissenschaft
an der Universität Freiburg. „Sie
kommt – gleich einem Ritual –
immer wieder hoch, wenn sich
in der Bevölkerung Ängste aus-
breiten und die Politik den Ein-
druck erwecken möchte, sie kön-

ne mit diesem Mittel Sicherheit
garantieren.“ Der Militärhistori-
ker ist Sozialdemokrat, Mitbe-
gründer der historischen Frie-
densforschung und Hauptmann
der Reserve. Die im Grundgesetz
verankerte Aufgabenteilung
zwischen der Bundeswehr, die
das staatliche Gewaltmonopol
nach außen durchsetzt, und der
Polizei, die im Inland Gefahren
abwehrt und Straftäter verfolgt,
ist für ihn eine „zivilisatorische
Errungenschaft“ aus den Erfah-
rungen des Nationalsozialis-
mus: „Die Polizei hat die Verhält-
nismäßigkeit der Mittel einzu-
halten, während das Militär auf
Vernichtung des Gegners zielt“,
so Wette.

Die Innenminister der Union
halten diese historische Tren-
nung in Zeiten wachsender Ter-
rorgefahr für nicht mehr zeitge-
mäß. In ihrer am Freitag veröf-
fentlichten „Berliner Erklärung“
fordern sie neben anderen Maß-
nahmen zur inneren Sicherheit,
dass die Bundeswehr auf Anfor-
derung und unter Führung der
Polizei bei einem möglichen Ter-
roranschlag eingesetzt wird. „Zu-
dem wollen wir den Einsatz der
Bundeswehr im Innern zur Ab-
wehr terroristischer Gefahren
über die bereits bestehenden
Einsatzmöglichkeiten hinaus er-
leichtern“, heißt es in dem neun-
seitigen Papier. Um im Ernstfall
gerüstet zu sein, sollten Polizei
und Bundeswehr regelmäßig ge-
meinsam üben. Ob es dafür eine
Grundgesetzänderung bräuchte
– darin gehen die Meinungen
auch in der Union auseinander,
zumal klar ist, dass es die dafür
nötige Zweidrittelmehrheit in
Bundestag und Bundesrat der-
zeit nicht geben würde.

„Die Diskussion um den Bun-
deswehreinsatz im Innern ist
richtig und wichtig“, sagt Armin
Schuster, CDU-Bundestagsabge-
ordneter im Wahlkreis Lörrach-

Müllheim und früher Leiter der
Bundespolizeiinspektion Weil
am Rhein. Er sei überzeugt, dass
Soldaten die Polizei invielen Sze-
narien wirksam unterstützen
könnten. Eine Grundgesetzän-
derung hält er nicht für nötig:
„Aber wir sollten im Ernstfall
mutig die Türen benutzen, die
das Bundesverfassungsgericht
uns geöffnet hat“, sagt Schuster.

–
Die Polizei führt
das Kommando
–

Bisher erlaubt das Grundgesetz
den Einsatz von Bundeswehrsol-
daten als Katastrophenhelfer et-
wa bei Überschwemmungen,
Sturmschäden oder besonders
schweren Unglücksfällen (Arti-
kel 35) sowie bei einem inneren
Notstand, wenn die demokrati-

sche Grundordnung unmittel-
bar gefährdet ist (Artikel 87a).
Beide Artikel sind ein Resultat
der – damals höchst umstritte-
nen – Notstandsgesetze von Mai
1968. In beiden Fällen soll die Po-
lizei das Kommando führen.
2012 entschied das Bundesver-
fassungsgericht, dass ein beson-
ders schwerer Unglücksfall nach
Artikel 35 auch bei einer „unge-
wöhnlichen Ausnahmesituation
katastrophischen Ausmaßes“
vorliegen kann. Bislang ist un-
eindeutig, was das bedeutet. Ar-
min Schuster hält die Kriterien
bei einem Terroranschlag wie
dem am 13. November 2015 in
Paris für „nahezu erfüllt“: „So ei-
nen Fall hätte unsere Polizei
wohl noch bewältigen können,
die Bundeswehr aber wäre eine
gute Unterstützung gewesen.“

Tatsächlich hat die Aufwei-
chung der Grenzen zwischen Po-
lizei und Militär längst begon-
nen: Als Reaktion auf den 11. Sep-
tember 2001 und das Elbhoch-
wasser 2002 wurde eine „Neue
Strategie zum Schutz der Bevöl-
kerung“ beschlossen, die seither
mit „Länderübergreifenden Kri-
senmanagementübungen“ (Lü-
kex) trainiert wird. Nach dem
Terroranschlagvon Paris 2015 er-
hielt die Antiterroreinheit der
Bundespolizei GSG9 den Spezi-
alverband BFE+ (Beweissiche-
rungs- und Festnahmeeinheit)
zur Unterstützung. Dessen Mit-
glieder sind anders als Polizisten
neben der Pistole mit einem
Sturmgewehr ausgerüstet, wie
es sonst nur Soldaten tragen,
und das mit hoher Durch-
schlagskraft und der Fähigkeit

zum Dauerfeuer besonders zum
Töten geeignet ist. Als im Juli
2016 der Entwurf des neuen
„Weißbuchs zur Sicherheitspoli-
tik und zur Zukunft der Bundes-
wehr“ vorgestellt wurde, war zu-
dem von „Weiterentwicklungen“
hin zum Einsatz der Bundes-
wehr im Innern die Rede, was
dann nach Protesten aus der SPD
abgemildert wurde. Gleichwohl
heißt es dort nun, dass die Trup-
pe „bei terroristischen Großla-
gen“ zur Unterstützung der Poli-
zei eingesetzt werden kann.

Historiker Wette sieht mit Sor-
ge, dass auch viele, die eine
Grundgesetzänderung scheuen,
offenbar „auf die normative
Kraft des Faktischen setzen“, in-
dem sie gemeinsame Stabs-
übungen von Polizei und Bun-
deswehr fordern, wie es etwa
Landesinnenminister Thomas
Strobl (CDU) derzeit tut. „In Zei-
ten des Terrors ist die Gefahr be-
sonders groß, dass bewährte
Grundsätze aktuellen aktionisti-
schen Bedürfnissen geopfert
werden“, meint Wette. Er fordert
die Verstärkung der Polizei, falls
nötig, und mahnt zur „politi-
schen Achtsamkeit“.

Diese sei tatsächlich nötig,
sagt Christdemokrat Armin
Schuster: „Ein Soldat ist kein Po-
lizist und ist auch nicht schnell
zu einem zu machen.“ Zur Poli-
zeiausbildung gehörten um-
fangreiche Rechtsseminare und
das Nicht-Schießen nehme so
großen Raum einwie das Schieß-
training. Gerade auch wegen die-
ser Unterschiede zwischen Poli-
zisten und Soldaten genüge es
nicht, mehr Polizeistellen bei
Bund und Ländern zu schaffen –
12 000 fordert die SPD aktuell,
15 000 die CDU/CSU –, es müsse
auch zusammen trainiert und
sich ausgetauscht werden, um
im Ernstfall gerüstet zu sein, so
Schuster: „Gemeinsame Übun-
gen sind jetzt sehr, sehr wichtig.“

Vom Tick und vom Tack SC in Runde zweiNeuanfang ohne Vergessen

Bremsen muss man selbst

Eigenverantwortlich den Berg hin-
unter rodeln. FOTO: SATTELBERGER

Für den Ernstfall gewappnet

Wirkt die Anwesenheit von Militär beruhigend oder macht sie Angst? Hier Soldaten vor der Kathedrale von
Lourdes in Frankreich am Montag. FOTO: AFP


